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EDITORIAL
Liebe Leserin, lieber Leser! Abseits der verfassungsrechtlichen Diskussion über die Verankerung von

Kinderrechten im Grundgesetz (s. hierzu https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/
kinder-und-jugend/kinderrechte/kinderrechte-ins-grundgesetz) wird aktuell –
von der breiten Fachöffentlichkeit vielleicht eher unbemerkt – über eine kind-
zentrierte Neuausrichtung der Kinder- und Jugendhilfe diskutiert. Im Zentrum
der Befassung steht dabei die Neuordnung des Leistungsrechts. Insbesondere
wird über die Eingliederungshilfe (sogenannte große Lösung) und die Hilfe zur
Erziehung diskutiert. Hierbei geht es auch um die Frage, wer künftig Anspruchs-
inhaber der Leistungen sein soll. Über mögliche Optionen der künftigen Aus-
gestaltung der Anspruchsgrundlagen wurde am 14. Februar 2023 in der zwei-
ten Sitzung im Prozess „Gemeinsam zum Ziel – Wir gestalten die Inklusive
Kinder- Jugendhilfe“ (https://gemeinsam-zum-ziel.org/) unter Leitung von
Staatssekretärin Ekin Deligöz intensiv beraten.
Die Kinder- und Jugendhilfe – und insbesondere das Jugendamt – hat keinen
eigenständigen Erziehungsauftrag. Außerhalb des Kinderschutzes kommt ihr
nur ein von den personensorgeberechtigten Eltern abgeleiteter (derivativer)
Erziehungsauftrag zu. Aus dem primären Erziehungsrecht der Eltern folgt ins-
besondere auch, dass die öffentliche Jugendhilfe die Interessen des Kindes
grundsätzlich nicht gegen den Willen der Eltern wahrnehmen kann. Trotz-
dem könnte das Kind als Anspruchsinhaber einer fortentwickelten Hilfe zur
Erziehung und Persönlichkeitsentwicklung („Leistungsanteil Kind“) deutlich
stärker in das Zentrum der Hilfe gestellt werden. Damit würde dem Kind
auch eine stärkere Mitbestimmung bei der Entscheidungsfindung über die
geeignete und notwendige Hilfe ermöglicht werden. Da das Wunsch- und
Wahlrecht den jeweils materiell Anspruchsberechtigten zusteht, hat es nach
geltender Rechtslage bei der Hilfe zur Erziehung nicht die Möglichkeit mit-
tels Wunsch- und Wahlrechts entscheidend auf die Ausgestaltung der Hilfe
einzuwirken, obgleich es im Kern um eine Leistungserbringung für das Kind
als Leistungsadressaten geht und mit einer stationären Leistungserbringung
i.d.R. einschneidende Veränderungen für das Kind verbunden sind. Jedenfalls
in Fallkonstellationen, in welchen Eltern auf die Ausgestaltung der Hilfe kei-
nen Einfluss (mehr) nehmen können (z.B. bei Tod der Eltern, bei unbegleite-
ten minderjährigen Ausländern oder bei einem Entzug der Personensorge),
sollte das Kind meines Erachtens deutlich stärker beteiligt werden und auch
mit starker Rechtsstellung Einfluss auf die Leistungsausgestaltung nehmen
können.
Diese und weitere für die Fortentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe span-
nende und wichtige Fragen werden in den nächsten Monaten in weiteren
Arbeitsgruppensitzungen diskutiert werden. Auch über weitere Beteiligungs-
formate besteht die Möglichkeit sich in die Diskussion einzubringen. So wür-
de ich mich auch über eine rege Beteiligung in Form von Beiträgen für die
ZKJ sehr freuen!

Ihr

Prof. Dr. Jan Kepert
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